
11

Liebe Mandanten,
der Frühling weckt unsere Lebensgeister, die 
Temperaturen steigen und die Natur zeigt 
sich von ihrer schönsten Seite. Da ist es de-
finitiv Zeit für eine Mittagspause nach Maß, 
ohne Zeit- und Termindruck und schon gar 
nicht mit einer Kalorientabelle in der Hand. 
So macht das Leben Spaß, wie harmlos ist 
doch so eine kleine Sünde und wie groß der 
Genuss. Warum gönnen wir uns das eigent-
lich nicht öfter, denn verdient haben wir uns 
das auf jeden Fall. Lassen Sie es sich schme-
cken – umso frühlingshaft beschwingter 
geht das Business von der Hand.
Versprochen.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Mai 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezo-
gen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abga-
betermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24./25.05.2018) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 11.05.2018 14.05.2018 08.05.2018

Gewerbesteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018

Grundsteuer 15.05.2018 18.05.2018 11.05.2018

Sozialversicherung⁵ 28. / 29.05.2018 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Juni 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.06.2018) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Umsatzsteuer ⁴ 11.06.2018 14.06.2018 08.06.2018

Sozialversicherung ⁵ 27.06.2018 entfällt entfällt



8I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Aufteilung des Kaufpreises auf Grund-
stück und Gebäude regelmäßig nach 
Sachwertverfahren

Wird ein bebautes Grundstück gekauft, 
ist der Kaufpreis auf die anteiligen Werte 
des Grund und Bodens und des Gebäudes 
aufzuteilen, weil die Gebäudeabschreibung 
nur für die auf das Gebäude entfallenden 
Anschaffungskosten geltend gemacht wer-
den kann. Die anteiligen Werte können nach 
der Immobilienwertermittlungsverordnung 
ermittelt werden. Diese kennt drei Bewer-
tungsverfahren: Vergleichswert, Ertragswert 
und Sachwert.

Der Bundesfinanzhof favorisiert die Auftei-
lung nach dem Sachwertverfahren. Nur bei 
Grundstücken, die Gewerbe- und Wohnzwe-
cken dienen, kann im Einzelfall ausnahms-
weise auch das Ertragswertverfahren ange-
wendet werden, wenn es die tatsächlichen 
Wertverhältnisse besser abbildet.

Tipp: Ist der Kaufpreis bereits im Kaufver-
trag aufgeteilt, muss das Finanzamt dies ak-
zeptieren, wenn die Aufteilung grundsätzlich 
den realen Wertverhältnissen entspricht und 
wirtschaftlich haltbar erscheint.

E I N K O M M E N S T E U E R

Zum Zwecke eines Studiums oder einer 
Bildungsmaßnahme in Vollzeit besuch-
te Bildungseinrichtung ist erste Tätig-
keitsstätte

Das Sächsische Finanzgericht hält die Re-
gelung im Einkommensteuergesetz, wo-
nach als erste Tätigkeitsstätte auch eine 
Bildungseinrichtung gilt, die außerhalb 
eines Dienstverhältnisses zum Zwecke eines 
Vollzeitstudiums oder einer vollzeitigen 
Bildungsmaßnahme aufgesucht wird, für 
verfassungsgemäß. Der Gesetzgeber habe 
seinen ihm zustehenden, weiten Gestal-
tungsspielraum nicht überschritten.

Anderer Ansicht war eine Steuerpflichtige 
mit bereits abgeschlossener Berufsausbil-
dung, die von 2012 bis 2015 eine weitere 
fachschulische Ausbildung in Vollzeit zur 
staatlich anerkannten Erzieherin absolvierte. 
Sie klagte gegen ihre Einkommensteuerbe-
scheide, weil das Finanzamt die Schule als 
erste Tätigkeitsstätte ansah und lediglich die 
Entfernungspauschale für die Wege zwi-
schen Wohnung und Schule berücksichtig-
te. Sie dagegen hatte ihre Aufwendungen 
insgesamt nach Dienstreisegrundsätzen 
geltend gemacht, begehrte z. B. Verpfle-
gungsmehraufwendungen.

Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise 
abschließend entscheiden.
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Keine Pflicht zur Vergabe lückenlos 
fortlaufender Rechnungsnummern bei 
Einnahmenüberschussrechnung

Für Unternehmer, die ihren Gewinn zuläs-
sigerweise durch Einnahmenüberschuss-
rechnung ermitteln, besteht keine Pflicht 
zur Vergabe numerisch fortlaufender Rech-
nungsnummern.

So entschied es das Finanzgericht Köln im 
Fall eines Unternehmers, der über das Inter-
net Veranstaltungen und Reisen anbot. Die 
Kunden erhielten nach der Buchung eine 
automatisiert erzeugte Buchungsbestäti-
gung und Rechnung. Die dort ausgewiesene 
Buchungsnummer war eine computerge-
stützt generierte Kombination aus Veranstal-
tungsnummer, Geburtsdatum des Kunden 
und Rechnungsdatum. Die Buchungsnum-
mer war damit eindeutig und einmalig, 
jedoch bezogen auf die vorhergehende 
Rechnung keine fortlaufende Zahlenangabe.

Das Finanzgericht Köln urteilte, dass es für 
die Vergabe einer lückenlos fortlaufenden 
Rechnungsnummer keine Rechtsgrundlage 
gibt. Insbesondere die Regelung des Um-
satzsteuergesetzes, wonach eine Rechnung 
eine fortlaufende und einmalige Rechnungs-
nummer enthalten muss, greift nur zum 
Zwecke der Kontrolle des Vorsteuerabzugs.

E I N K O M M E N S T E U E R

Hinweis: Dieses Urteil ist kein Freibrief. Im 
konkreten Fall waren die Aufzeichnungen 
geordnet und vollständig. Es gab keine 
Anhaltspunkte für nicht oder falsch erfasste 
Betriebseinnahmen, fehlende Rechnungs-
stellung oder Fehler bei den Buchungsnum-
mern. Nutzt ein Unternehmer bei der Ver-
gabe von Rechnungsnummern ein System, 
aus dem sich eine lückenlose Abfolge von 
Nummern ergeben müsste, führen fehlende 
Rechnungsnummern zu einem formellen 
Mangel der Buchführung.
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E I N K O M M E N S T E U E R

Gewerbliche Tätigkeit eines als exter-
ner Datenschutzbeauftragter bestellten 
Rechtsanwalts

Ein Rechtsanwalt war neben seiner anwaltli-
chen Tätigkeit als selbstständiger, extern be-
stellter Datenschutzbeauftragter (DSB) tätig. 
Bei Abgabe seiner Steuererklärungen vertrat 
er die Auffassung, als DSB freiberuflich tätig 
zu sein. Das Finanzamt hingegen ordnete 
diese Tätigkeit als gewerblich ein und setzte 
Gewerbesteuermessbeträge fest.

Das Finanzgericht München folgte dieser 
Beurteilung. Als DSB übe der Steuerpflichti-
ge keine im Einkommensteuergesetz aufge-
zählte freiberufliche Tätigkeit (Katalogberufe) 
aus, insbesondere nicht die eines Rechts-
anwalts oder eine diesem Berufsbild ähnli-
che Tätigkeit. Vielmehr handele es sich bei 
dem Beruf des DSB um ein eigenständiges 
Berufsbild. Die Beratungstätigkeit des DSB 

setze neben betriebswirtschaftlichen Grund-
kenntnissen in erheblichem Umfang Kennt-
nisse aus anderen Wissenschaftsbereichen 
voraus, wie u. a. umfangreiche juristische 
Kenntnisse zum Datenschutzrecht sowie 
weitreichende technische und pädagogische 
Kenntnisse und Fähigkeiten.

Folglich sei ein selbstständiger, externer DSB 
gewerblicher Unternehmer und als solcher 
dazu verpflichtet, Bücher zu führen und 
aufgrund jährlicher Bestandsaufnahmen 
Abschlüsse zu machen, wenn die Vorausset-
zungen, wie beispielsweise hier ein Gewinn 
von mehr als 60.000 €, vorliegen.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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Aufwendungen für Jubiläums-Wo-
chenende können als Betriebsausgaben 
abzugsfähig sein

Ein Verein mit gewerblichen Einkünften 
feierte sein 25 jähriges Bestehen von Freitag 
bis Sonntag in aufwendigem Rahmen mit 
450 Personen (Vereinsmitglieder, Geschäfts-
partner und Arbeitnehmer). Die Gesamt-
kosten betrugen 240.000 €. Neben der 
Vorstandssitzung, der Mitgliederversamm-
lung und der Jubiläumsveranstaltung gab es 
ein umfangreiches Rahmenprogramm, wie 
Beachparty, Jubiläumsmarkt und Schifffahrt 
auf dem Rhein mit Abendessen. Der Verein 
bezahlte auch alle Übernachtungskosten.

Die auf Übernachtungen und Rahmenpro-
gramm entfallenden Kosten behandelte das 
Finanzamt als nicht abzugsfähige Aufwen-

E I N K O M M E N S T E U E R

dungen für Geschenke, weil sie je Person 
mehr als 35 € betrugen.

Das Finanzgericht Münster kam aufgrund 
von Zeugenbefragungen zu dem Ergebnis, 
dass das Jubiläums-Wochenende nur der 
Kontaktpflege und dem fachlichen Gedan-
kenaustausch der Teilnehmer diente. Es 
konnte keinen Geschenkecharakter in den 
Kosten für Übernachtung und Rahmen-
programm erkennen. Nach Auffassung des 
Gerichts waren diese deswegen als Betrieb-
sausgaben abzugsfähig.
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U M S AT Z S T E U E R

Vorsteuerberichtigung bei Einstellung 
der steuerpflichtigen Tätigkeit bei ei-
nem ehemals gemischt genutzten Ge-
bäude

Die in einer ordnungsgemäßen Rechnung 
ausgewiesene Vorsteuer ist nur abziehbar, 
wenn die Eingangsleistung für umsatzsteu-
erpflichtige Umsätze verwendet wird. Die 
Vorsteuerabzugsberechtigung richtet sich 
nach der Verwendungsabsicht im Zeit-
punkt der Eingangsleistung. Entspricht die 
spätere tatsächliche Verwendung nicht der 
ursprünglichen Verwendungsabsicht und 
ergibt sich hierdurch ein geringerer oder 
höherer Vorsteuerabzug, muss eine Berichti-
gung vorgenommen werden.

Der Berichtigungszeitraum beträgt bei 
Grundstücken, grundstücksgleichen Rechten 
oder Gebäuden auf fremdem Grund und 
Boden zehn Jahre.

Das Finanzgericht Rheinland Pfalz hat ent-
schieden, dass eine Vorsteuerberichtigung 
vorzunehmen sei, wenn in einem gemischt 
genutzten Gebäude die umsatzsteuerpflich-
tige Tätigkeit eingestellt wird und sich da-
durch die ursprünglichen Verwendungsver-
hältnisse geändert haben.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

Hinweis: Die auf die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten eines Wirtschaftsguts 
entfallenden Vorsteuerbeträge müssen mehr 
als 1.000 € betragen, damit die Berichti-
gungsvorschrift zur Anwendung kommen 
kann.
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Keine unterschiedlichen Steuersätze bei 
einheitlicher Leistung

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
hat bestätigt, dass bei einer einheitlichen 
Leistung nur ein einziger Umsatzsteuersatz 
zur Anwendung kommt. Maßgeblich ist 
der Steuersatz, der für die Hauptleistung 
anzuwenden ist. Dies gilt auch dann, wenn 
das Entgelt für die Hauptleistung und die 
Nebenleistung bestimmt werden können. 
Liegen hingegen getrennte Leistungen vor, 
ist auf jede Leistung der für sie geltende 
Umsatzsteuersatz anzuwenden, auch wenn 
ein Gesamtpreis vereinbart wurde.

Eine einheitliche Leistung liegt vor, wenn 
zwei oder mehr Einzelleistungen oder Hand-
lungen eines Unternehmers für den Kunden 
so eng miteinander verbunden sind, dass sie 
objektiv eine einzige untrennbare wirtschaft-
liche Leistung bilden, deren Aufspaltung 
wirklichkeitsfremd wäre.

Eine einheitliche Leistung liegt auch dann 
vor, wenn ein oder mehrere Teile als Haupt-
leistung, andere Teile aber als Nebenleis-
tungen anzusehen sind, die das steuerliche 
Schicksal der Hauptleistung teilen. Eine Leis-
tung ist als Nebenleistung anzusehen, wenn 
sie für den Kunden keinen eigenen Zweck, 
sondern lediglich das Mittel darstellt, um die 
Hauptleistung unter optimalen Bedingungen 
in Anspruch zu nehmen.

Im entschiedenen Fall ermöglichte die Ge-
sellschaft eines Mehrzweckgebäudekomple-
xes – bestehend aus einem Stadion mit den 
dazugehörigen Einrichtungen –, das Stadion 
im Rahmen von entgeltlichen Besichtigungs-
touren zu besuchen und hierbei auch das 
im Komplex befindliche Museum zu besich-
tigen. In diesem Fall lagen eine Haupt- und 
eine Nebenleistung vor. Als einheitliche 
Leistung war diese einem einheitlichen Steu-
ersatz zu unterwerfen.

U M S AT Z S T E U E R
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Rückwirkender Vorsteuerabzug bei Kor-
rektur einer elektronischen Gutschrift in 
Papierform

Über eine umsatzsteuerbare Leistung kann 
durch vom leistenden Unternehmer aus-
zustellende Rechnung oder in bestimmten 
Fällen durch vom Leistungsempfänger zu er-
stellende Gutschrift abgerechnet werden. In 
beiden Fällen müssen bestimmte Angaben 
enthalten sein, um dem Leistungsempfänger 
den Vorsteuerabzug zu ermöglichen. Rech-
nungen und Gutschriften können in Papier-
form oder elektronisch erstellt werden.

Das Finanzgericht Baden Württemberg hat 
entschieden, dass eine elektronische Gut-
schrift, die nicht alle zum Vorsteuerabzug 
erforderlichen Angaben enthält, auch in Pa-
pierform berichtigt werden kann. Die Berich-
tigung müsse nicht in der Form erfolgen, in 
der die unvollständige Abrechnung erstellt 
worden sei.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

U M S AT Z S T E U E R

Differenzbesteuerung für Reiseleistun-
gen

Differenzbesteuerung für Reiseleistungen
Im deutschen Umsatzsteuerrecht gibt es 
eine Sonderregelung für Reiseleistungen. Als 
Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer 
gilt die Differenz zwischen Reiseerlösen und 
Reisevorleistungen. Voraussetzung für die 
Anwendung dieser Differenzbesteuerung 
ist, dass der die Leistung ausführende Un-
ternehmer (Reisebüro) im eigenen Namen 
auftritt und Reisevorleistungen in Anspruch 
nimmt. Reisevorleistungen sind Leistun-
gen Dritter, die dem Reisenden unmittelbar 
zugutekommen. Die Reiseleistung darf nicht 
für das Unternehmen des Leistungsempfän-
gers bestimmt sein. Vielmehr ist die Sonder-
regelung derzeit auf Leistungen an private 
Endverbraucher beschränkt.

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
sieht das anders. Auch unternehmerisch in 
Anspruch genommene Reiseleistungen kön-
nen der Differenzbesteuerung unterliegen. 
Die derzeitige deutsche Regelung wider-
spricht europäischem Recht und muss daher 
geändert werden.

Auch die Regelungen zur Ermittlung der 
umsatzsteuerpflichtigen Differenz sind euro-
parechtswidrig. Deutschland gestattet den 
Reisebüros, Margen für bestimmte Grup-
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Berücksichtigung von Sanierungskosten 
bei Ermittlung des Ertragswerts eines 
bebauten Grundstücks

Der Verkehrswert von Mietwohngrundstü-
cken ist für steuerliche Zwecke regelmä-
ßig im Ertragswertverfahren zu ermitteln. 
Bauschäden sind in diesem Verfahren nur 
insoweit zu berücksichtigen, als sie sich auf 
den Verkehrswert auswirken. Hat ein be-
bautes Grundstück trotz hohen Alters eine 
notwendige durchgreifende Sanierung nicht 
erfahren, liegt ein Bauschaden vor. In diesem 
Fall ist im Rahmen der Wertermittlung u. a. 
bei den nachhaltig erzielbaren Erträgen von 
einem mangelfreien Objekt auszugehen und 
das Ergebnis der Wertermittlung um die 
aufzuwendenden Kosten zu mindern.

Wurde dem schlechten Zustand des Gebäu-
des im Ertragswertverfahren bei Erträgen, 
Bewirtschaftungskosten und Restnutzungs-
dauer nicht Rechnung getragen, können 
Instandsetzungskosten (Sanierungskosten) 
durch Abschläge zu berücksichtigen sein. 

Diese können z. B. bei zwingend erfor-
derlichen Maßnahmen in voller Höhe be-
rücksichtigt werden, wenn sich aus einem 
Gutachten ergibt, wie sich die Mängel und 
Schäden konkret auf den Verkehrswert aus-
wirken.

Folglich können Sanierungskosten nur dann 
verkehrswertmindernd berücksichtigt wer-
den, wenn bei den nachhaltig erzielbaren 
Erträgen nicht die derzeit erzielten Erträge, 
sondern die nach Sanierung erzielbaren 
Erträge angesetzt werden. Berücksichtigt ein 
Sachverständigengutachten diese Wechsel-
wirkung nicht, ist es methodisch fehlerhaft 
und unbeachtlich.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R

pen von Reiseleistungen zu bilden oder die 
Marge sämtlicher unter die Sonderregelung 
fallender Reiseleistungen als Bemessungs-
grundlage heranzuziehen. Auch das wider-
spricht den europäischen Vorgaben. Diese 
Vereinfachungen müssen daher künftig 
entfallen.
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Anspruch auf Kita-Platz ist per einst-
weiliger Anordnung durchsetzbar

In einem vom Oberverwaltungsgericht für 
das Land Nordrhein Westfalen entschie-
denen Fall haben Eltern eines knapp zwei-
jährigen Kinds im Wege einer einstweiligen 
Anordnung erwirkt, dass ihr Kind vorläufig in 
einer Kindertageseinrichtung betreut wird. 
Der Platz war den Eltern zuvor von der Stadt 
Münster verweigert worden.

Nach Auffassung des Gerichts war das Ver-
fahren der Stadt Münster zur Vergabe der 
Betreuungsplätze in Kindertagesstätten nicht 
ordnungsgemäß. Die von der Stadt bei der 
Vergabe der Plätze herangezogenen Kriteri-
en eröffneten zum Teil weitreichende Wer-
tungsspielräume. Durch den Umstand, dass 
die Leitungen der jeweiligen Kindertages-
einrichtungen über die Vergabe der Plätze 
selbst zu entscheiden hatten, war die unter-
schiedliche Handhabung der Kriterien in den 
einzelnen Einrichtungen abzusehen. Hinzu 
kommt die den Kita-Leitungen eingeräumte 
Möglichkeit, Plätze im Einzelfall unabhängig 
von der Erfüllung der Aufnahmekriterien zu 
vergeben. Für solche Einzelfallentscheidun-
gen hatte die Stadt keinerlei Voraussetzun-
gen festgelegt.

Z I V I L R E C H T V E R FA H R E N S R E C H T

Zulässigkeit einer Umsatz- und Ge-
winnschätzung auf der Grundlage von 
Z Bons aus Jahren nach dem Betriebs-
prüfungszeitraum

Im Rahmen einer Betriebsprüfung waren 
prüfungsrelevante Unterlagen nicht vor-
gelegt und Auskünfte nicht erteilt worden. 
Mangels anderer Schätzungsmöglichkeiten 
griff das Finanzamt auf zwei Z Bons zurück, 
die im Rahmen einer zur gleichen Zeit statt-
findenden Durchsuchung der Steuerfahn-
dung im Müll des geprüften Unternehmens 
gefunden wurden. Die aufgefundenen Z 
Bons stammten aus einem dem Prüfungs-
zeitraum um zwei Jahre nachfolgenden Jahr.

Das Finanzgericht Düsseldorf schloss sich 
der vom Finanzamt gewählten Schätzungs-
methode an. Demnach sei eine Schätzung 
der in den Streitjahren erzielten Verkaufser-
löse anhand der durchschnittlichen Tageser-
löse, abgeleitet aus den vorgefundenen Z 
Bons, sachgerecht.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
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Höhe der Nachforderungszinsen in 
2013 ist verfassungsgemäß

Steuernachzahlungen sind 15 Monate nach 
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem sie ent-
standen sind, zu verzinsen. Der Zinssatz 
beträgt 0,5 % pro Monat, also 6 % pro Jahr. 
Vor dem Hintergrund des derzeit extrem 
niedrigen Zinsniveaus wurde eine Vielzahl 
von Klagen gegen die Höhe des Zinssatzes 
erhoben.

Der Bundesfinanzhof sieht in der nicht 
marktüblichen Höhe des Zinssatzes keinen 
Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheits-
satz des Grundgesetzes, da bei allen Betrof-
fenen der gleiche Zinssatz zugrunde gelegt 

wird. Auch ist die Höhe des Zinssatzes nicht 
unverhältnismäßig, weil sie innerhalb des 
gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums 
liegt. Einen Anspruch auf Erlass der Zinsen 
verneinte das Gericht unabhängig von den 
Ursachen einer späten oder verzögerten 
Steuerfestsetzung.

Hinweis: Auch Steuererstattungen werden 
15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahrs, in 
dem sie entstanden sind, mit dem Zinssatz 
von 0,5 % pro Monat verzinst.

V E R FA H R E N S R E C H T


